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In eigener Sache 

Online-Veranstaltungen des Flüchtlingsrats NRW im 
Juni 2022 
Im Juni 2022 bietet der Flüchtlingsrat NRW wieder 
verschiedene Online-Veranstaltungen an. Für fol-
gende Veranstaltungen werden bereits Anmeldun-
gen entgegengenommen:  
 
Online-Kurzschulung: „Argumentation gegen Vorur-
teile über Flüchtlinge.“ 
Mittwoch, 08.06.2022, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Austausch: „Angebote für geflüchtete Frauen 
konzipieren.“ 
Donnerstag, 14.06.2022, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Austausch: „Abschiebungen“ 
Dienstag, 21.06.2022, 17:00 – 18:30 Uhr 
 
Online-Austausch: „Ehrenamtliche Lernförderung für 
geflüchtete Schülerinnen.“ 
Mittwoch, 22.06.2022, 17:30 – 19:00 Uhr 
 
Online-AG: „Kommunale Unterbringung humaner 
gestalten – Kommunen in die Pflicht nehmen“ 
Mittwoch, 29.06.2022, 17:00 – 19:00 Uhr 
 
Detaillierte Beschreibungen der Online-
Veranstaltungen können der Website des 
Flüchtlingsrats NRW entnommen werden. 
 
Einladung zur Mitgliederversammlung 
Der Flüchtlingsrat NRW lädt alle Interessierten und in 
der Flüchtlingsarbeit Engagierten zu seiner 
Mitgliederversammlung am 09.06.2022 von 13:30 
Uhr bis 18:00 Uhr im Stadtteilzentrum Q1, 
Halbachstraße 1, 44793 Bochum, ein. U. a. werden 
Referentinnen zum Thema Diskriminierung von 
Flüchtlingen durch soziale Entrechtung und zur 
aktuellen rechtlichen Situation von unbegleiteten 
minderjährigen Flüchtlingen in NRW berichten. Die 
Tagesordnung der Veranstaltung findet sich auf der 
Website des Flüchtlingsrats.  
 
Flüchtlingsrat NRW fordert Verbesserungen bei 
Unterbringung von Flüchtlingen aus der Ukraine  
Der Flüchtlingsrat NRW hat im Rahmen eines Artikels 
der Süddeutschen vom 02.05.2022, der die 
Herausforderungen bei der Unterbringung Schutz-

suchender aus der Ukraine thematisiert, bemängelt, 
dass viele Flüchtlinge „immer noch sehr notdürftig 
untergebracht“ seien, beispielweise „in voll belegten 
Unterkünften und in Notunterkünften“. Außerdem 
gebe es Schwierigkeiten bei der privaten Unter-
bringung im eigenen Haushalt.  
 
Begrüßungsschreiben an NRW-Abgeordnete 
Der Flüchtlingsrat NRW hat sich mit Schreiben vom 
20.05.2022 an alle Abgeordneten der 
demokratischen Parteien im neuen NRW-Landtag 
gewandt. Darin erklärt er seine Gesprächsbereit-
schaft mit den Parteien in dieser Legislaturperiode 
und fordert unter Verweis auf sein am 01.03.2022 
veröffentlichtes Forderungspapier die Abgeordneten 
auf, sich für eine solidarische Flüchtlingspolitik 
einzusetzen. Insbesondere mahnt der Flüchtlingsrat 
NRW unter Bezugnahme auf im April 2022 
formulierte Forderungen zur Unterbringung in 
Landesunterkünften die Abkehr vom Asyl-Stufenplan 
an.  
 
Statement des Flüchtlingsrats NRW zum 
Sondierungspapier von CDU und Grünen 
Am 30.05.2022 hat sich der Flüchtlingsrat NRW in 
einem Statement zu dem am 27.05.2022 ver-
öffentlichten Sondierungspapier „Für die Zukunft 
von Nordrhein-Westfalen“ der CDU und der Grünen 
NRW geäußert. Bezüglich der Bereiche Migration, 
Integration und Flucht (S. 8-9) seien „einige gute 
Ansätze“ enthalten, die jedoch in den Koalitions-
verhandlungen konkretisiert werden müssten. So 
wollen CDU und Grüne sich für eine „menschen-
würdige und auf Integration ausgerichtete Unter-
bringung von Geflüchteten“ einsetzen. Dazu sollen 
entsprechende Standards erarbeitet und eine schnel-
le Unterbringung in den Kommunen ermöglicht 
werden. Zudem sollen alle Bleiberechtsregelungen 
zum Erhalt einer Bleibeperspektive ausgeschöpft 
werden. Auch sollen die Kommunen über ein 
Landesaufnahmeprogramm im Einvernehmen mit 
dem Bund weitere Möglichkeiten erhalten, um 
Menschen in Notsituationen aufzunehmen. Der 
Flüchtlingsrat merkt an, dass sich großzügige Landes-
aufnahmeprogramme an unterschiedliche Flücht-
lingsgruppen richten müssten. Zudem müsse allen 
Flüchtlingen ein Zugang zum Arbeitsmarkt 
ermöglicht werde. Auch müsse Menschen ein 

https://www.frnrw.de/top/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-juni-2022.html
https://www.frnrw.de/top/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-juni-2022.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Einladung_Mitgliederversammlung/Einladung_Mitgliederversammlung_09.06.2022.pdf
https://www.sueddeutsche.de/politik/ukraine-gefluechtete-deutschland-1.5576307
https://www.sueddeutsche.de/politik/ukraine-gefluechtete-deutschland-1.5576307
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Aktionen/Forderungspapier_Landtagswahl_2022_FRNRW.pdf
https://www.frnrw.de/themen-a-z/unterbringung-von-fluechtlingen/unterbringung-auf-landesebene/kritik-und-politisches-zur-landesunterbringung/forderungspapier-des-fluechtlingsrats-nrw-zur-unterbringung-in-den-landesunterkuenften.html
https://www.frnrw.de/top/cdu-und-die-gruenen-nrw-vereinbaren-eckpunkte-fuer-moegliche-koalition.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Aktuell/CDU_GRUNE_Fur-die-Zukunft-von-Nordrhein-Westfalen.pdf
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Bleiberecht ermöglicht werden, die z. B. aus Alters- 
oder Krankheitsgründen die Voraussetzungen nicht 
erfüllen könnten. Vorgriffserlasse zu den 
bestehenden aufenthaltssichernden Möglichkeiten 
müssten zügig verfasst werden. Zudem müssten 
Schutzsuchende schnellstmöglich, spätestens nach 

drei Monaten, den Kommunen zugewiesen werden. 
Der Flüchtlingsrat NRW spricht sich außerdem für 
eine Abschaffung der Abschiebungshaft, ein Verbot 
von Abschiebungen in bestimmten Fällen sowie 
einen Landesabschiebungsstopp für bestimmte 
Flüchtlingsgruppen aus. 

 

 Aus aktuellem Anlass

Landesflüchtlingsräte und Pro Asyl fordern Gleich-
behandlung aller Flüchtlinge aus der Ukraine 
In einer Pressemitteilung vom 24.05.2022 haben 
sich die Landesflüchtlingsräte, Pro Asyl und viele 
weitere Organisationen und Initiativen anlässlich der 
Innenministerkonferenz vom 01.- 03.06.2022 in 
Würzburg für ein zweijähriges Aufenthaltsrecht für 
alle Flüchtlinge aus der Ukraine ausgesprochen. Zu-
dem müssten die Länder mit sofortiger Wirkung ihre 
rechtlichen Spielräume nutzen, um Schutzsuchenden 
mit einer anderen Staatsangehörigkeit als der ukrai-
nischen und Staatenlosen ein Aufenthaltsrecht zu er-
möglichen. Der durch die Ukraine-Aufenthalts-Über-
gangsverordnung gewährte Aufenthalt bis zum 
31.08.2022 sei zeitlich zu knapp bemessen, um 
Flüchtlingen, die nicht die Voraussetzungen für den 
vorübergehenden Schutz erfüllen, die Möglichkeit 
einzuräumen, ein Aufenthaltsrecht aus anderen 
Gründen zu erlangen. „Drittstaatsangehörige und 
Staatenlose können aufgrund der unklaren Rechts-
lage und des damit einhergehenden restriktiven Ver-
waltungshandelns in Deutschland wenig Perspekti-
ven im Hinblick auf Arbeit, Wohnung, Erwerb von 
Deutschkenntnissen, Ausbildung und Studium entwi-
ckeln. Dabei sind sie gleichermaßen von Krieg und 
Flucht betroffen wie ukrainische Staatsangehörige.“, 
äußerte sich Birgit Naujoks, Geschäftsführerin des 
Flüchtlingsrats NRW. 
 
Zahl der Flüchtlinge weltweit erstmals über 100 
Millionen 
Laut einer Mitteilung auf der Website des UNHCR 
Deutschland vom 23.05.2022 ist die Zahl der Flücht-
linge weltweit erstmals auf über 100 Millionen ge-
stiegen. Nach einem aktuellen Bericht des Internal 
Displacement Monitoring Centre (IDMC) umfasse 
diese Zahl sowohl Flüchtlinge und Asylsuchende als 
auch die insgesamt 53,2 Millionen Binnenvertriebe-
nen. Gestiegen sei die Zahl durch den Krieg in der 
Ukraine und andere langwierige Konflikte in Ländern 

wie Äthiopien, Burkina Faso, Myanmar, Nigeria, Af-
ghanistan und der Demokratischen Republik Kongo. 
Filippo Grandi, Hochkommissar des Flüchtlingswerks, 
habe am gleichen Tag in Genf von einem „Rekord“, 
den es niemals hätte geben dürfen, gesprochen. 
„Dies muss ein Weckruf sein, um zerstörerische Kon-
flikte zu lösen und zu verhindern, Verfolgung zu be-
enden und die Ursachen zu bekämpfen, die unschul-
dige Menschen zur Flucht zwingen.“, sagte Grandi.  
 
Forderungen nach Schutz für LSBTIQ+-Flüchtlinge 
Anlässlich des Internationalen Tags gegen Homopho-
bie, Transphobie und Biphobie (IDAHOTB) am 
17.05.2022 hat der UN-Hochkommissar für Flücht-
linge, Filippo Grandi, am gleichen Tag dazu aufgeru-
fen, schutzsuchenden LSBTIQ+-Personen Zuflucht zu 
gewähren. In vielen Ländern drohe ihnen Verfolgung 
und Diskriminierung, sodass sie zur Flucht gezwun-
gen und bei dem Versuch, sich in anderen Ländern in 
Sicherheit zu bringen, vielen Risiken ausgesetzt 
seien. Grandi würdigte außerdem den Mut und das 
Engagement von LSBTIQ+-Rechtsorganisationen, die 
sich vor Ort um Schutzsuchende kümmern und for-
derte dazu auf, sie in ihrer Arbeit zu unterstützen.  
Der Lesben- und Schwulenverband Deutschland 
(LSVB) hat anlässlich des IDAHOTB Forderungen an 
die Bundesregierung zur Verbesserung der Rechte 
von LSBTIQ gestellt. Punkt fünf der Forderungen be-
inhaltet die Sicherstellung der Rechte queerer 
Flüchtlinge. Konkret spricht sich der LSVB gegen die 
Abschiebung von LSBTIQ in ihre Verfolgerstaaten 
aus. Der Entscheidungspraxis des BAMF unter An-
wendung des unzulässigen Diskretionsgebots müsse 
Einhalt geboten werden. Auch müsse die Aufnahme 
von queeren Menschen aus Afghanistan beschleu-
nigt und der Schutz von aus der Ukraine geflüchteten 
LSBTIQ, auch solchen aus Drittstaaten, gewährleistet 
werden.  
 
 
 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Pressemitteilungen/20220524_PM_Gleichbehandlung_Fluechtlinge_Ukraine.pdf
https://www.unhcr.org/dach/de/77341-unhcr-ukraine-und-andere-konflikte-lassen-die-zahl-der-vertriebenen-erstmals-auf-uber-100-millionen-steigen.html
https://www.internal-displacement.org/global-report/grid2022/
https://www.unhcr.org/dach/de/77253-botschaft-von-un-fluechtlingshochkommissar-filippo-grandi-zum-idahotb.html
https://www.unhcr.org/dach/de/77253-botschaft-von-un-fluechtlingshochkommissar-filippo-grandi-zum-idahotb.html
https://www.lsvd.de/de/ct/6974-fuenf-forderungen-zum-idahobit-2022
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Gesetzentwürfe der Linken zum Aufenthaltsrecht 
Die Linke hat am 17.05.2022 zwei Gesetzentwürfe 
vorgelegt. Zum einen handelt es ich um den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Aufenthaltsgeset-
zes (Drucksache: 20/1851), der die im Koalitionsver-
trag versprochenen Erleichterungen des Bleiberechts 
umsetzen soll, um so weitere Abschiebungen poten-
tiell bleibeberechtigter Menschen zu verhindern. Es 
werden zudem auch noch weitergehende Verände-
rungen der bisherigen Bleiberechtsregelungen for-
muliert. Zum anderen hat die Linke auch den Ent-

wurf eines Gesetzes zur Änderung der im Aufent-
haltsgesetz vorgesehenen Regelung zur Vorlage von 
Deutschnachweisen beim Ehegattennachzug (Druck-
sache: 20/1850) eingereicht. Dabei stützt sie sich auf 
das im Koalitionsvertrag formulierte Vorhaben, zur 
Ehepartnerin nachziehenden Personen zu ermögli-
chen, den erforderlichen Sprachnachweis auch un-
verzüglich nach ihrer Ankunft erbringen zu können 
und nicht schon vor der Einreise. Es wird jedoch auch 
ein genereller Verzicht auf den Nachweis deutscher 
Sprachkenntnisse für möglich angenommen. 

 

Aus den Initiativen 

Statement zur Gleichbehandlung von Flüchtlingen 
Am 12.05.2022 hat sich der Freundeskreis für Flücht-
linge Erkrath in einem Statement für die Gleichbe-
handlung von Flüchtlingen in Deutschland ausge-
sprochen. Zwar begrüßt die Initiative das große En-
gagement für ukrainische Schutzsuchende, mahnt je-
doch, dass Doppelstandards in der Behandlung 
wachsendes Konfliktpotenzial mit sich bringen wür-
den. So würden die seit Jahren ungestillten Bedarfe  

 

von Flüchtlingen und Migrantinnen, die sich schon 
lange in Deutschland aufhalten, aktuell in den Hin-
tergrund geraten und neue Potenziale, sowohl im 
Ehrenamt als auch in den behördlichen Vorgängen, 
zum Großteil nur für Flüchtlinge aus der Ukraine ein-
gesetzt. Ungleichbehandlung stünde der Integration 
aller Menschen im Wege. 

 Europa 

Machbarkeitsstudie über die Schaffung eines unab-
hängigen Menschenrechtsmechanismus an den EU-
Außengrenzen 
Laut einer Pressemitteilung von Pro Asyl vom 
04.05.2022 ist am gleichen Tag eine von der Organi-
sation mitfinanzierte Machbarkeitsstudie, in der die 
Schaffung eines unabhängigen Überwachungsme-
chanismus des Grenzschutzes an den EU-Außengren-
zen vorgeschlagen wird, dem Europaparlament vor-
gestellt worden. Zur Beobachtung systematischer 
Menschrechtsverletzungen an den Außengrenzen, 
über die bislang vor allem Journalistinnen und NGOs 
berichtet hätten, solle aus bereits bestehenden Insti-
tutionen aus den Mitgliedstaaten, beispielweise Om-
budsfrauen, Mitgliedern der nationalen Stelle gegen 
Folter oder der Menschenrechtskommissionen, ein 
Konsortium gebildet werden. Dieses müsste mit ei-
nem umfassenden Mandat ausgestattet sein und Er-
mittlungsbefugnisse für alle Orte und Situationen in-
nehaben. Die Kosten dafür müsse die EU tragen. Die 
in der Studie formulierten Empfehlungen und Vor-

schläge könnten im Rahmen eines zweijährigen Pilot-
projektes an einer EU-Außengrenze erprobt werden. 
Dazu seien EU-Mittel in Höhe von ca. 3 Millionen 
Euro notwendig. Einem von Pro Asyl am 04.05.2022 
geführten Interview mit dem Koordinator der Studie 
können weitere Informationen entnommen werden. 
Vor dem Hintergrund systematischer Menschen-
rechtsverletzungen an den EU-Außengrenzen berich-
tet Pro Asyl in einem Artikel vom 05.05.2022 zudem 
über den Rücktritt des seit 2015 amtierenden 
Frontex-Chef Fabrice Leggeri. Zuletzt sei durch Er-
mittlungen des EU-Amts für Betrugsbekämpfung 
(OLAF) und Investigativrecherchen europäischer Me-
dien die Verwicklung von Frontex in völkerrechtswid-
rige Zurückweisungen an den Außengrenzen aufge-
deckt worden. Dies habe die Agentur zuvor immer 
wieder zurückgewiesen und Beweise vertuscht oder 
sogar manipuliert. Mit Verweis auf die am Vortag 
vorgestellte Studie plädiert Pro Asyl in einer Presse-
mitteilung von 05.05.2022 für eine umfangreiche 
Reformierung der EU-Grenzschutzagentur, die vor al-
lem deren parlamentarische und demokratische 

https://dserver.bundestag.de/btd/20/018/2001851.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/018/2001850.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/018/2001850.pdf
https://erkrath.jetzt/gleichbehandlung-von-gefluechteten-in-deutschland/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/machbarkeitsstudie-ueber-die-schaffung-eines-unabhaengigen-menschenrechtsmechanismus-an-den-eu-aussengrenzen/
https://www.proasyl.de/material/feasibility-study-independent-human-rights-monitoring-mechanism-at-the-external-borders-of-the-eu/
https://www.proasyl.de/news/wir-brauchen-einen-gemeinsamen-europaeischen-rechtsschutz-an-den-grenzen/
https://www.proasyl.de/news/chance-auf-neuanfang-zum-ruecktritt-von-frontex-chef-fabrice-leggeri/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/pro-asyl-ruecktritt-von-frontex-chef-leggeri-laengst-ueberfaellig/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/pro-asyl-ruecktritt-von-frontex-chef-leggeri-laengst-ueberfaellig/
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Kontrolle beinhalte. Zudem müsse das sich aktuell 
etwa auf eine Höhe von 750 Millionen Euro jährlich 
belaufende Frontex-Budget gekürzt und auch zu-
gunsten der Einrichtung eines zivilen europäischen 
Seenotrettungsdienstes genutzt werden. 
 
Pro Asyl zur Situation von Flüchtlingen an der ser-
bisch-ungarischen Grenze 
In einem Artikel vom 11.05.2022 berichtet Pro Asyl 
über menschenrechtswidrige „Pushbacks“ an der un-
garisch-serbischen Grenze. Ungarn verstoße durch 
ein Gesetz, das seit 2016 „Pushbacks“ an der Grenze 
und seit 2017 auch landesweit erlaube, gegen euro-
päisches und internationales Recht. Zwar habe das 
Land seine Transitzonen am Grenzübergang Röszke 
aufgrund eines Urteils des Europäischen Gerichts-
hofs aus Mai 2020 geschlossen, in diesem Zuge je-
doch auch bewirkt, dass Asylsuchende zunächst eine 
„Absichtserklärung“ zur Stellung eines Asylantrags 
bei der ungarischen Botschaft in Belgrad oder Kiew 
einreichen müssten. Dass der EuGH in einem weite-
ren Urteil im Jahr 2021 außerdem die Rechtswidrig-
keit von „Pushbacks“ festgestellt habe, sei von der 
ungarischen Regierung ignoriert worden. Flüchtlinge 
ohne gültigen Aufenthaltstitel würden weiterhin 
nach Serbien zurückgebracht, wenn sie von den un-
garischen Behörden im Grenzgebiet aufgegriffen 
würden. Gemeinsam mit einem Mitglied des Helsinki 
Komitees, einer ungarischen NGO, habe sich eine Re-
porterin von Pro Asyl einen Eindruck von der Situa-
tion an der Grenze gemacht und mit Flüchtlingen vor 
Ort gesprochen. Diese hätten über ihre Versuche 
nach Ungarn zu gelangen und das gewaltsame Vor-
gehen der ungarischen Polizei beim Zurückdrängen 
der Schutzsuchenden nach Serbien berichtet. Am 
09.05.2022 hat statista.de eine Grafik veröffentlicht, 
welche die Gesamtzahl der Asylanträge in Ungarn für 
den Zeitraum Februar 2021 bis Februar 2022 dar-
stellt. Der Statistik ist zu entnehmen, dass für den 
gesamten Zeitraum monatlich nie mehr als fünf Asyl-
anträge in Ungarn gestellt worden sind.  
 
Großbritannien und Dänemark planen Externalisie-
rung der Flüchtlingsaufnahme 
Wie einem Artikel des Migazins vom 04.05.2022 zu 
entnehmen ist, plant Dänemark, Flüchtlinge für die 
Dauer des Asylverfahrens in Drittstaaten auszuflie-
gen. Das dänische Parlament habe im Juni 2021 auf 
Initiative der sozialdemokratischen Ministerpräsi-
dentin Mette Frederiksen ein entsprechendes Gesetz 
verabschiedet. Diesbezüglich sei eine entsprechende 

Kooperation mit Ruanda vereinbart worden. Wie aus 
einem Artikel vom 27.04.2022 auf euronews hervor-
geht, habe Dänemark zudem mit dem Kosovo einen 
Vertrag abgeschlossen, der die Unterbringung von 
bis zu 300 Abschiebungshäftlingen im kosovarischen 
Gefängnis Gjilan vorsehe. Eine Absichtserklärung zur 
Anmietung der Haftplätze sei bereits im Dezember 
2021 unterschrieben worden. Die ersten Flüchtlinge 
sollen Anfang 2023 in den Kosovo gebracht werden. 
Im Rahmen eines Gesprächs mit dem Deutschland-
funk am 04.05.2022 kam der Migrationsexperte 
Franck Düvell zu der Einschätzung, dass Dänemark 
wegen einer Ausstiegsklausel zwar nicht an EU-Recht 
gebunden sei, das Vorhaben bei einer Umsetzung je-
doch am Europäischen Gerichtshof für Menschen-
rechte scheitern werde. Er bezeichnete die Vorge-
hensweise Dänemarks, asylpolitische Probleme in 
Drittstaaten auszulagern, als europäischen Trend, 
der bereits seit zwei Jahrzehnten praktiziert werde. 
Bereits am 15.04.2022 berichtete der Spiegel, dass 
Großbritannien im Rahmen einer am 14.04.2022 be-
schlossenen „Migrationspartnerschaft“ mit Ruanda 
Flüchtlinge im laufenden Asylverfahren in das ostaf-
rikanische Land ausfliegen wolle. Selbst bei einem 
positiven Bescheid könnten Schutzsuchende dann 
nicht nach Großbritannien zurückkehren, sondern 
müssten in Ruanda bleiben, wo ihnen von der briti-
schen Regierung finanzierte Unterkünfte, Verpfle-
gung und Ausbildungsmöglichkeiten gestellt würden.  
 
Seenotrettung auf den Weltmeeren  
In einem Artikel vom 29.04.2022 thematisiert der 
UNHCR die steigende Zahl von Todesfällen bei    
Meeresüberfahrten nach Europa. Wie aus einem am 
gleichen Tag veröffentlichten Bericht der Organisa-
tion „Protection, saving lives, & solutions for refu-
gees in dangerous journeys: Routes towards the 
Western & Central Mediterranean Sea“ (Stand: April 
2022) hervorgeht, seien 2021 1.924 Menschen auf 
der zentralen und westlichen Mittelmeerroute, 
1.153 Flüchtlinge auf der nordwestafrikanischen See-
route zu den Kanarischen Inseln ums Leben gekom-
men oder würden als vermisst gelten. Seit Anfang 
dieses Jahres belaufe sich diese Zahl auf 478 Men-
schen.  
Der SPD-Bundestagsabgeordnete Hakan Demir be-
kräftigt in einem Artikel des Migazins vom 
03.05.2022 die Notwendigkeit einer öffentlich finan-
zierten europäischen Seenotrettungsmission im Mit-
telmeer. Schiffbrüchige Flüchtlinge aus Seenot zu be-
freien sei Aufgabe aller EU-Länder. Bis dies realisiert 

https://www.proasyl.de/news/pruegel-hundebisse-pushbacks-alltag-von-gefluechteten-an-der-serbisch-ungarischen-grenze/
https://de.statista.com/statistik/daten/studie/521966/umfrage/asylbewerber-in-ungarn/
https://www.migazin.de/2022/05/04/daenemark-gefluechtete-sollen-in-ruanda-auf-asylpruefung-warten/
https://de.euronews.com/2022/04/27/danemark-lasst-300-auslandische-straftater-ihre-haft-im-kosovo-absitzen
https://www.deutschlandfunk.de/eu-asyl-und-migration-ii-trend-zur-auslagerung-gespraech-mit-franck-duevell-dlf-8f027c99-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/eu-asyl-und-migration-ii-trend-zur-auslagerung-gespraech-mit-franck-duevell-dlf-8f027c99-100.html
https://www.spiegel.de/ausland/grossbritannien-regierung-will-gefluechtete-nach-ruanda-schicken-a-73440fac-59c6-4efa-9ba1-76cfce4b8f0d
https://www.unhcr.org/dach/de/76575-zahl-der-todesfalle-bei-meeres-uberfahrt-steigt-dramatisch.html
https://reporting.unhcr.org/document/2247#_ga=2.150230000.753136493.1652556530-1833344660.1652266459
https://www.migazin.de/2022/05/03/fluechtlingspolitik-wir-muessen-private-seenotrettung-staerken/
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werde, müsse jedoch die private Seenotrettung ge-
stärkt werden. Dies könnte laut Demir auch durch 
die Militärmission EUNAVFOR MED IRINI (IRINI) ge-
schehen, da diese zukünftig vor der gesamten liby-
schen Küste nahe der typischen Fluchtrouten ope-
riere. Nach einem Beschluss des Bundestags vom 
29.04.2022 werde sich die Bundeswehr weiterhin an 
der Mission beteiligen. Die Seenotrettung ist jedoch 
anders als bei der Vorgängermission SOPHIA keine 
festgelegte Aufgabe der IRINI-Mission, wie sich ei-
nem Beitrag des RND vom 30.03.2022 entnehmen 
lässt.  
In einem Artikel vom 19.05.2022 thematisiert Pro 
Asyl die systematische Kriminalisierung ziviler See-
notretterinnen und spricht sich für die sofortige Ein-
stellung der gegen sie laufenden Gerichtsverfahren 
aus. Ihnen und auch Schutzsuchenden würde in vie-
len Fällen „Beihilfe zur illegalen Einreise“ vorgewor-
fen werden. Pro Asyl fordert auch, alle Flüchtlinge, 
die wegen des Steuerns eines Bootes inhaftiert wor-
den seien, unverzüglich freizulassen. Dass Schutzsu-
chende und Seenotretterinnen überhaupt inhaftiert 
oder angeklagt werden könnten, sei auch auf die EU-
Verordnungen zur Bekämpfung von Schleuserei zu-
rückzuführen, die den Mitgliedstaaten zu viel Spiel-
raum für die Umsetzung restriktiver nationaler Ge-
setzgebungen geben würden. Diese müssten deshalb 
dringend überarbeitet werden. Die ehemalige Ein-
satzleiterin der Rettungsmissionen des im August 

2017 von den italienischen Behörden festgesetzten 
Seenotrettungsschiff „Iuventa“ berichtet in einem 
Artikel von Pro Asyl vom 20.05.2022 über den Vor-
gang der Beschlagnahmung und die Hintergründe 
des Ermittlungsverfahrens und der Anklage gegen 
die Crew der „Iuventa“.  
Das Migazin berichtete am 24.05.2022, dass die 
„Ocean Viking“ am Vortag mit 232 Flüchtlingen an 
Bord auf die Zuweisung eines Hafens in Europa ge-
wartet habe. Zuletzt habe das Schiff am 22.05.2022 
75 Menschen vor der libyschen Küste aus Seenot be-
freit. Ein junger Flüchtling sei aufgrund schwerer 
Verletzungen, die er in Libyen erlitten habe, evaku-
iert und zur Behandlung in ein Krankenhaus gebracht 
worden. Bereits am 19.05.2022 habe die „Ocean 
Viking“ 158 Flüchtlinge aus dem Mittelmeer geret-
tet. Wie einem Beitrag auf evangelisch.de vom 
19.05.2022 zu entnehmen ist, habe die „Geo Ba-
rents“ mit 471 Flüchtlingen an Bord nach sieben Ta-
gen des Wartens am Abend des 18.05.2022 den Ha-
fen der sizilianischen Stadt Augusta zugewiesen be-
kommen. Am 09.05.2022 berichtete die Zeit, dass 
nach Angabe der Hilfsorganisation Caminando Fron-
teras 44 Flüchtlinge bei einem Bootsunglück vor der 
Küste der Westsahara ums Leben gekommen seien. 
Die marokkanischen Behörden hätten 12 Überle-
bende aufgegriffen.  

Deutschland 

Pro Asyl fordert sofortige Umsetzung des Koaliti-
onsvertrages zum Familiennachzug  
In einer Pressemitteilung vom 13.05.2022 fordert 
Pro Asyl anlässlich des Tags der Familie am 
15.05.2022 die Bundesregierung auf, die im Koaliti-
onsvertrag zugesagte Beschleunigung und Vereinfa-
chung des Verfahrens zum Familiennachzug noch vor 
der parlamentarischen Sommerpause in die Tat um-
zusetzen. Dies sei auch ohne Gesetzesänderung 
möglich. „Es geht um Familien, die seit Jahren ausei-
nandergerissen sind. Jeder Tag, den sie länger auf 
ihre Ehepartner, Kinder oder Eltern warten, ist für sie 
ein Tag voller Sehnsucht, Sorgen und Ängste. In Af-
ghanistan festsitzende Familienangehörige sind auf-
grund der Verfolgung durch die Taliban in Lebensge-
fahr.“, äußerte sich Günter Burkhardt, Geschäftsfüh-
rer von Pro Asyl. Noch immer würden Angehörige 
von Flüchtlingen zum Teil jahrelang auf Termine zur 

Antragstellung warten und sich zur Beschaffung der 
dazu notwendigen Dokumente in Lebensgefahr be-
geben. Mit diesen Hürden seien aktuell Schutzsu-
chende aus Afghanistan konfrontiert, die faktisch nur 
noch die Möglichkeit hätten, Anträge für ein Visum 
zum Familiennachzug in der deutschen Botschaft in 
Pakistan zu stellen, wo die Wartezeit nach Aussage 
der Bundesregierung im März 2022 über ein Jahr be-
trage. Pro Asyl fordert aus diesem Grund, Schutzsu-
chenden aus Afghanistan die Möglichkeit einzuräu-
men, in jeder für sie erreichbaren deutschen Aus-
landsvertretung einen Visumsantrag stellen zu kön-
nen. Unabhängig von der Situation afghanischer 
Flüchtlinge müssten prinzipiell transparente Wege 
für die Terminbuchung und Beantragung von Visa 
geschaffen werden. In einem Artikel vom 13.05.2022 
gibt Pro Asyl anhand einiger Fallbeispiele Einblicke in 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/bundeswehreinsatz-libyen-irini-2021286
https://www.rnd.de/politik/libyen-bundesregierung-will-bundeswehr-beteiligung-an-eu-mission-irini-verlaengern-7M3FAAKGB2DQ4Y5NRADY5UZGZM.html
https://www.proasyl.de/news/skandaloese-gerichtsprozesse-an-europas-grenzen-gegen-schutzsuchende-und-ihre-unterstuetzerinnen/
https://www.proasyl.de/news/das-eigentliche-problem-ist-die-kriminalisierung-von-flucht-und-migration/
https://www.migazin.de/2022/05/23/warten-hafen-ocean-viking-fluechtlingen/
https://www.evangelisch.de/inhalte/201290/19-05-2022/ocean-viking-rettet-158-fluechtlinge-aus-seenot-im-mittelmeer
https://www.zeit.de/gesellschaft/zeitgeschehen/2022-05/westsahara-gefluechtete-tote
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/zum-tag-der-familie-am-15-5-familiennachzug-beschleunigen-die-koalition-muss-liefern/#:~:text=Pressemitteilung-,Zum%20Tag%20der%20Familie%20am%2015.5.%3A%20Familiennachzug,beschleunigen%20%E2%80%93%20die%20Koalition%20muss%20liefern!&text=Im%20Koalitionsvertrag%20hat%20sich%20die,zugesagt%2C%20den%20Prozess%20zu%20vereinfachen.
https://www.proasyl.de/news/familiennachzug-wenn-die-mama-tausende-kilometer-weit-weg-ist/
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die Situation von Familienangehörigen, die um ihre 
Wiedervereinigung kämpfen. 
 
Rechtskreiswechsel für Flüchtlinge aus der Ukraine 
Nach dem Beschluss des Bundestags vom 
12.05.2022 , hat am 20.05.2022 auch der Bundesrat 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung für einen 
finanziellen Sofortzuschlag für Kinder und eine Ein-
malzahlung an erwachsene Leistungsberechtigte der 
sozialen Mindestsicherungssysteme zugestimmt. Uk-
rainische Flüchtlinge mit (beantragtem) „vorüberge-
hendem Schutz“ werden demnach ab dem 
01.06.2022 Leistungen nach dem Zweiten und Zwölf-
ten Sozialgesetzbuch (SGB II und SGB XII) erhalten. 
Zur Entlastung der Kommunen sei die Übergangsfrist 
für den Wechsel ukrainischer Flüchtlinge vom 
AsylbLG ins SGB II bis Ende Oktober 2022 verlängert 
worden.  
Im Vorfeld der Abstimmung hatte Pro Asyl in einer 
Pressemitteilung vom 12.05.2022 die Abschaffung 
des AsylbLG gefordert und für die Gleichstellung al-
ler Flüchtlinge plädiert. „Die Eingliederung der ukrai-
nischen Geflüchteten in die normale Sozialhilfe ist 
richtig – denn nur so wird ein möglichst selbstbe-
stimmtes Leben und gleichberechtigte Teilnahme an 
der Gesellschaft ermöglicht. Doch vielen anderen Ge-
flüchteten wird dies weiterhin verweigert – sie unter-
liegen verschiedensten Einschränkungen während 
des Asylverfahrens, darunter den reduzierten Leistun-
gen des Asylbewerberleistungsgesetzes“, kommen-
tierte Wiebke Judith, Leiterin des Teams Recht & Ad-
vocacy der Organisation. Bei der Umsetzung des „So-
fortzuschlags- und Einmalzahlungsgesetzes“ zeich-
nen sich zudem laut Pro Asyl einige Hindernisse für 
Flüchtlinge aus der Ukraine ab. So sei ein Aufent-
haltstitel nach § 24 AufenthG bzw. eine Fiktionsbe-
scheinigung Voraussetzung für einen Leistungsbezug. 
Die Ausländerbehörden würden zurzeit jedoch in 
vielen Fällen gar keine formgerechte Fiktionsbe-
scheinigung ausstellen. Aufgrund der Vielzahl der 
Antragstellungen komme es zudem zu Verzögerun-
gen bei der Registrierung der Flüchtlinge, Anträge 
von Nicht-Ukrainerinnen, die vor dem Krieg geflohen 
seien, würden oft gar nicht erst geprüft. Somit könne 
es zu einer verspäteten Auszahlung von Sozialleis-
tungen kommen. 
Die Bundesagentur für Arbeit hat am 23.05.2022 
eine Weisung zum Rechtskreiswechsel vom AsylbLG 
ins SGB II für Menschen mit (beantragtem) „vorüber-
gehenden Schutz“ nach § 24 AufenthG veröffent-

licht. Das Netzwerk Berlin hilft hat auf seiner Web-
site eine Übersicht zu den beschlossenen Änderun-
gen zusammengestellt, die den Wechsel des Rechts-
kreises für Leistungen vom AsylbLG zum SGB betref-
fen. Auch der Paritätische Gesamtverband hat am 
17.05.2022 eine Fachinfo für den Bezug von Leistun-
gen der Eingliederungshilfe für aus der Ukraine Ge-
flüchtete veröffentlicht. Beim Zugang zu Leistungen 
der Eingliederungshilfe würden weiterhin Fragen of-
fenbleiben. So sei ein ermessensfreier Zugang nur 
für Ausländerinnen vorgesehen, die im Besitz eines 
befristeten Aufenthaltstitels seien und sich „(…) vo-
raussichtlich dauerhaft im Bundesgebiet aufhalten“. 
Die GGUA Flüchtlingshilfe hat in Form einer tabellari-
schen Übersicht eine aktualisierte Arbeitshilfe 
(Stand: 23.05.2022) veröffentlicht, in der für die un-
terschiedlichen Gruppen die ab 01.06.2022 gelten-
den Zugänge zu den jeweiligen Leistungssystemen 
und andere Rechtsfolgen dargestellt werden. Der 
GKV-Spitzenverband informiert in einem Rund-
schreiben vom 20.05.2022 über die neuen Regelun-
gen für den Zugang von Flüchtlingen aus der Ukraine 
zur gesetzlichen Krankenversicherung als Pflicht- 
bzw. freiwilliges Mitglied oder zur Gesundheitsver-
sorgung im Rahmen des SGB XII-Systems und auch 
zu Fragen der studentischen Versicherung und der 
Familienversicherung. 
 
BMI plant Bundesaufnahmeprogramm für jährlich 
5.000 Afghaninnen  
Wie der Spiegel am 29.04.2022 berichtete, gehe aus 
einem Schreiben des Bundesinnenministeriums 
(BMI) an Parlamentarierinnen hervor, dass im Rah-
men des im Koalitionsvertrags vereinbarten Aufnah-
meprogrammes für Afghaninnen geplant werde, 
jährlich maximal 5.000 gefährdeten afghanischen 
Flüchtlingen die Einreise nach Deutschland zu ge-
währen. Auf Anfrage des Spiegel habe das BMI mit-
geteilt, dass die Kernelemente des Programms der-
zeit abgestimmt würden. So sei offenbar noch nicht 
geklärt, wer als Familienmitglied zählen soll. In einer 
Pressemitteilung vom gleichen Tag äußerte sich Pro 
Asyl mit Empörung zu der angekündigten Anzahl an 
Aufnahmen. „So wird ein Bundesaufnahmepro-
gramm zur Alibiveranstaltung. Das sind gerade ein-
mal rund 1.000 Fälle, mit Familienangehörigen 5.000 
Personen.“, sagte Günter Burkhardt, Geschäftsführer 
von Pro Asyl. Durch den zu eng gestrickten Finanz-
rahmen des BMI könne das im Koalitionsvertrag fest-
gelegte Ziel, Afghaninnen, die der Bundesrepublik 
Deutschland im Ausland als Partnerinnen zur Seite 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2022/kw19-de-sofortzuschlagsgesetz-891898
https://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2022/0201-0300/204-22(B).pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://dserver.bundestag.de/btd/20/014/2001411.pdf
https://www.bundestag.de/presse/hib/kurzmeldungen-894154
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/oeffnung-des-regulaeren-sozialhilfesystems-fuer-ukrainische-gefluechtete-verdeutlicht-das-asylbewerberleistungsgesetz-gehoert-abgeschafft/
https://www.arbeitsagentur.de/datei/fachliche-weisungen-zum-paragraphen-74-sgb-ii_ba147496.pdf
https://berlin-hilft.com/2022/05/16/ukraine-wechsel-sozialamt-asylblg-jobcenter-sgb/
https://berlin-hilft.com/2022/05/16/ukraine-wechsel-sozialamt-asylblg-jobcenter-sgb/
https://www.der-paritaetische.de/alle-meldungen/zugang-zu-leistungen-der-eingliederungshilfe-fuer-aus-der-ukraine-gefluechtete/
https://ggua.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Aufenthalt_24.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ukraine/GKV-Spitzenverband_Krnknvsichrng_Ukraine_ab_01-06-2022.pdf
https://ggua.de/fileadmin/downloads/Ukraine/GKV-Spitzenverband_Krnknvsichrng_Ukraine_ab_01-06-2022.pdf
https://www.spiegel.de/politik/deutschland/geplantes-rettungsprogramm-innenministerium-haelt-aufnahme-von-hoechstens-5000-fluechtlingen-pro-jahr-aus-afghanistan-fuer-machbar-a-1196e666-3ff1-4458-9cda-609837e391ab
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/afghanistan-bundesaufnahmeprogramm-wird-zur-alibi-veranstaltung/
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standen, zu schützen, nicht umgesetzt werden. Es sei 
„skandalös“, dass das BMI aufgrund der fehlenden 
politischen Einigung auf eine Größenordnung für 
2022 und die Folgejahre bei der Planung mit einer 
Kostenkalkulation für 5.000 Personen ansetze. In ei-
ner Pressemitteilung vom 20.05.2022 kritisiert Pro 
Asyl abermals die unzureichenden Haushaltsplanun-
gen und fordert die Erweiterung der Beschlüsse des 
Haushaltsauschusses.  
 
Kontaktstelle für Flüchtlinge aus der Ukraine mit 
Behinderung und/oder Pflegebedarf 
Wie aus einer Pressemitteilung des Bundesministeri-
ums für Gesundheit (BMG) vom 04.05.2022 hervor-
geht, hat das Deutsche Rote Kreuz im Auftrag und 
mit Förderung des BMG und Bundesministeriums für 
Arbeit und Soziales eine Kontaktstelle für Flüchtlinge 
aus der Ukraine mit Behinderung und/oder Pflegebe-
dürftigkeit eingerichtet, über die Betroffenen schnell 
passende Hilfsangebote vermittelt werden sollen. 
Zudem solle mittels eines Monitorings über bereits 
erfolgte und anstehende Transporte von Pflegebe-
dürftigen aus der Ukraine nach Deutschland Trans-
parenz über die Bedarfe der Flüchtlinge hergestellt 
werden. In den Bundesländern solle durch den Auf-
bau von Landeskoordinierungsstellen die bedarfsge-
rechte Unterbringung koordiniert werden. 
 
Pro Asyl und Connection e. V. fordern Schutz für 
Militärdienstentzieherinnen und Kriegsdienstver-
weigerinnen aus Russland, Belarus und Ukraine 
Pro Asyl und das Kriegsdienstverweigerungs-Netz-
werk Connection e. V. haben in einer Pressemittei-
lung vom 19.05.2022 begrüßt, dass das Bundesin-
nenministerium am 17.05.2022 in einer Stellung-
nahme an den Innenausschuss des Bundestags russi-
schen Deserteurinnen Schutz zugesagt hat. Gleich-
zeitig bemängeln die Organisationen jedoch die feh-
lenden Schutzzusagen für Militärdienstflüchtige aus 
Russland, Kriegsdienstverweigerinnen und sich dem 
Militärdienst entziehende Personen aus Belarus und 
der Ukraine. Zudem fehle ein klares Bekenntnis der 
Bundesregierung zum Menschrecht auf Kriegsdienst-
verweigerung.  
 
Studie: „Rassistische Realitäten. Wie setzt sich 
Deutschland mit Rassismus auseinander?“ 
In einer Pressemitteilung vom 05.05.2022 hat das 
Deutsche Zentrum für Integrations- und Migrations-
forschung (DeZIM) seine Auftaktstudie zum Nationa-

len Diskriminierungs- und Rassismusmonitor (Na-
DiRa) „Rassistische Realitäten – wie setzt sich 
Deutschland mit Rassismus auseinander?“ vorge-
stellt. Die Ergebnisse der Studie würden zeigen, dass 
rassistische Vorstellungen in Deutschland immer 
noch weit verbreitet seien, es aber auch ein wach-
sendes Bewusstsein dafür gebe, dass Rassismus exis-
tiere und viele Menschen bereit seien, sich aktiv ge-
gen Rassismus zu engagieren. Zwei Drittel der Bevöl-
kerung seien bereits durch eigene Erfahrungen, Be-
obachtungen oder Schilderungen aus dem näheren 
Umfeld mit Rassismus in Berührung gekommen. So 
hätten nach eigener Aussage 22 % der Gesamtbevöl-
kerung Rassismus erfahren, 45 % einen rassistischen 
Vorfall beobachtet und 49 % sei von Menschen aus 
dem nähren Umfeld von deren rassistischen Erfah-
rungen berichtet worden. 47 % der Befragten hätten 
in den vergangenen fünf Jahren schon einmal einer 
rassistischen Aussage im Alltag widersprochen und 
35 % seien bereit, dies zu tun. 70 % hätten angege-
ben, sich gegebenenfalls auf unterschiedliche Weise 
gegen Rassismus zu engagieren. Dieses Engagement-
potenzial sei vor allem in den jüngeren Altersgrup-
pen hoch. Die Studie, eine Zusammenfassung der 
zentralen Ergebnisse und weitere Informationen sind 
auf der Website des Nationalen Diskriminierungs-& 
Rassismusmonitors zu finden.  
 
Kleine Anfragen zum Schutz von Flüchtlingen vor 
Menschenhandel  
In ihrer Antwort vom 25.04.2022 (Drucksache: 
20/1559) auf eine Kleine Anfrage der CDU-CSU-Frak-
tion stellt die Bundesregierung die von ihr ergriffe-
nen Maßnahmen zum Schutz von aus der Ukraine 
einreisenden Flüchtlingen, vor allem Frauen und Kin-
dern, vor Menschenhandel dar. Um Flüchtlinge vor 
Ausbeutung, Menschenhandel, Zwangsprostitution 
und sexualisierter Gewalt zu schützen, seien die Bun-
despolizei, das Bundeskriminalamt und die zuständi-
gen Landespolizeistellen sensibilisiert worden und 
würden entsprechenden Hinweisen konsequent 
nachgehen. Auch seien Informations- und Hilfe-Por-
tale eingerichtet worden, die als Anlaufstellen und 
auch zur Sensibilisierung von Risikogruppen dienen 
würden. 
Einer Antwort der Bundesregierung vom 04.05.2022 
(Drucksache: 20/1670) auf eine Kleine Anfrage Abge-
ordneter und der Fraktion die Linke sind Informatio-
nen zu den Plänen der Bundesregierung für die Be-
kämpfung von Menschenhandel zu entnehmen. Ein 
vom Bundesministerium für Familie, Senioren, 

https://www.proasyl.de/pressemitteilung/aufnahme-aus-afghanistan-finanzbeschluesse-des-haushaltsausschusses-sind-unzureichend/
https://www.bundesgesundheitsministerium.de/presse/pressemitteilungen/neue-kontaktstelle-fuer-gefluechtete-menschen-mit-behinderungen-und-pflegebeduerftige-aus-der-ukraine.html
https://drk-wohlfahrt.de/bundeskontaktstelle/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/bundesinnenministerium-sichert-russischen-deserteuren-schutz-zu-militaerdienstfluechtige-aus-russland-von-schutzzusage-ausgeschlossen/
https://www.proasyl.de/pressemitteilung/bundesinnenministerium-sichert-russischen-deserteuren-schutz-zu-militaerdienstfluechtige-aus-russland-von-schutzzusage-ausgeschlossen/
https://de.connection-ev.org/pdfs/2022-05-17_IM.pdf
https://de.connection-ev.org/pdfs/2022-05-17_IM.pdf
https://dezim-institut.de/in-den-medien/pressemitteilungen/pressemitteilung-rassistische-realitaeten/
https://www.rassismusmonitor.de/fileadmin/user_upload/NaDiRa/CATI_Studie_Rassistische_Realit%C3%A4ten/DeZIM-Rassismusmonitor-Studie_Rassistische-Realit%C3%A4ten_Wie-setzt-sich-Deutschland-mit-Rassismus-auseinander.pdf
https://www.rassismusmonitor.de/fileadmin/user_upload/NaDiRa/CATI_Studie_Rassistische_Realit%C3%A4ten/Zusammenfassung_DeZIM-Studie_Rassistische-Realit%C3%A4ten.pdf
https://www.rassismusmonitor.de/studie-rassistische-realitaeten/
https://dserver.bundestag.de/btd/20/015/2001559.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/20/016/2001670.pdf
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Frauen und Jugend (BMFSFJ) am Deutschen Institut 
für Menschenrechte (DIMR) gefördertes Projekt zur 
Einrichtung zweier unabhängiger Berichterstattungs-
stellen zu geschlechtsspezifischer Gewalt und zu 

Menschenhandel befinde sich aktuell in der Erpro-
bungsphase. Ende 2022 sollen die Berichterstat-
tungsstellen ihre Arbeit aufnehmen. 
 

Nordrhein-Westfalen

Flüchtlinge aus der Ukraine in NRW 
Einem Artikel von RP online vom 24.05.2022 ist zu 
entnehmen, dass es in NRW weiterhin Schwierigkei-
ten bei der Registrierung ankommender Flüchtlinge 
aus der Ukraine gebe. So habe der Landkreistag 
NRW etwa bemängelt, dass es immer noch zu we-
nige Stationen zur digitalen Registrierung gebe und 
zusätzlich Computerstörungen den Prozess verlang-
samt hätten. Laut Landesflüchtlingsministerium habe 
NRW ca. 150.000 Flüchtlinge aufgenommen, etwa 
60.000 davon seien bisher registriert. Die Verzöge-
rungen bei der Registrierung seien auch vor dem 
Hintergrund des im Juni bevorstehenden Rechtkreis-
wechsels problematisch, durch den Flüchtlingen aus 
der Ukraine der Zugang zu regulären Sozialleistun-
gen wie Hartz IV ermöglicht werde. Außerdem könne 
es durch die Vielzahl an Antragsstellerinnen in NRW 
zu Engpässen in den Jobcentern kommen. „Die Kom-
munen haben mehrfach darauf hingewiesen, dass es 
bei der Umstellung ruckeln wird. Bei einem System-
wechsel in dieser Größenordnung ist das auch gar 
nicht anders möglich“, äußerte sich Christof Som-
mer, Hauptgeschäftsführer des nordrhein-westfäli-
schen Städte- und Gemeindebunds.  
Am 06.05.2022 hat das Ministerium für Kinder, Fami-
lie, Flüchtlinge und Integration (MKFFI) sein aktuelles 
Informationsblatt zum Themenkomplex Ukraine ver-
öffentlicht. Am 04.05.2022 hatte das MKFFI in einem 
Länderrundschreiben auf NRW-spezifische Ergän-

zungen der Hinweise der Bundesministeriums des In-
neres und für Heimat (BMI) vom 14.03.2022, aktuali-
siert am 14.04.2022, zur Umsetzung des § 24 Auf-
enthG hingewiesen. Für die Ausländerbehörden in 
NRW sei die ergänzte Fassung verbindlich. Daraus 
geht u. a. hervor, dass vor der Ausstellung einer Fik-
tionsbescheinigung bis auf Weiteres nur eine Erfas-
sung im Ausländerzentralregister und keine erken-
nungsdienstliche Behandlung notwendig sei.  

Angebote der Traumaambulanzen für traumati-
sierte Flüchtlinge aus der Ukraine 
Wie aus einer Pressemitteilung der Landesregierung 
NRW vom 06.05.2022 hervorgeht, bieten das nord-
rhein-westfälische Gesundheitsministerium und die 
Landschaftsverbände Rheinland (LVR) und Westfa-
len-Lippe (LWL) von Krieg und Flucht traumatisierten 
Flüchtlingen aus der Ukraine Zugang zur Erstversor-
gung in den Traumaambulanzen. Betroffene könnten 
neben psychotherapeutischen Einzelbehandlungen 
auch Gruppentherapien und Behandlungen durch 
niedergelassene Ärztliche oder Psychologische Psy-
chotherapeutinnen mit entsprechender Sprachkom-
petenz in Anspruch nehmen. Das Gesundheitsminis-
terium finanziere die Angebote zunächst durch För-
dermittel in Höhe von 200.000 Euro. Weitere Infor-
mationen und Kontaktmöglichkeiten finden sich auf 
der Website des LVR. 
 

Rechtsprechung und Erlasse 

Erlass Niedersachen: Vorgriff auf Bleiberechtsrege-
lung  
Am 02.05.2022 hat das Niedersächsische Ministe-
rium für Inneres und Sport einen Vorgriffserlass zum 
„Aufenthaltsrecht: Vorgriffsregelung; Erteilung einer 
Ermessensduldung im Vorfeld zur Neuregelung der 
Aufenthaltsgewährung bei nachhaltiger Integration 
(§ 25b AufenthG) und bei gut integrierten Jugendli-
chen und Heranwachsenden (§ 25a AufenthG) sowie 

der Aufenthaltsgewährung im Rahmen eines „Chan-
cen-Aufenthaltsrechts“ an die Ausländerbehörden in 
Niedersachen gesendet. Um zu vermeiden, dass ge-
gen gut integrierte Geduldete bzw. langzeitgedul-
dete Ausländerinnen, die nach derzeitigem Wissens-
stand unter die geplanten Erweiterungen der Bleibe-
rechtsregelungen fallen würden, aufenthaltsbeen-
dende Maßnahmen eingeleitet werden, werden die 
Ausländerbehörden bis zum Übergang der Neurege-

https://rp-online.de/nrw/landespolitik/anlaufschwierigkeiten-bei-hartz-iv-fuer-gefluechtete-erwartet_aid-70266339
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/2022-05-06-information-zum-themenkomplex-ukraine.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/220504-erlass-mkffi-eu-ratsbeschluss-04.03.22_ss-24-aufenthg.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/umsetzungshinweise-eu-ratsbeschluss-04.03.22_ss-24-aufenthg_bmi_erg-nrw.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/umsetzungshinweise-eu-ratsbeschluss-04.03.22_ss-24-aufenthg_bmi_erg-nrw.pdf
https://www.land.nrw/pressemitteilung/hilfe-bei-traumatischen-erlebnissen-fuer-menschen-aus-der-ukraine
https://www.lvr.de/de/nav_main/soziales_1/soziale_entschaedigung/leistungen/traumaambulanzen/traumaambulanzen.jsp
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/Themen_a-Z/Aufenthalt/20220502_Erlass_Vorgriffsregelung_Bleiberecht_Ausfertigung.pdf
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lungen in die Gesetzgebung dazu angehalten, ent-
sprechenden Personen ab sofort eine Ermessensdul-
dung nach § 60a Abs. 2 Satz 3 AufenthG zu erteilen. 
 
Erlass Schleswig-Holstein: Passbeschaffung Afgha-
nistan  
Das Ministerium für Inneres, ländliche Räume, In-
tegration und Gleichstellung Schleswig-Holstein hat 
in einem Erlass vom 02.05.2022 erneut darauf hinge-
wiesen, dass aufgrund der fortbestehenden prakti-
schen Unmöglichkeit der Passausstellung seitens der 

afghanischen Botschaft und der nicht absehbaren La-
geentwicklung in Afghanistan, afghanischen Staats-
angehörigen die Passbeschaffung derzeit nicht zu-
mutbar sei. In begründeten Einzelfällen solle Afgha-
ninnen ein Reiseausweis für Ausländerinnen erteilt 
werden. Dieser solle jedoch grundsätzlich nicht für 
Afghanistan gelten, es sei denn, dass ausnahmsweise 
die Erstreckung des Geltungsbereichs auf Afghanis-
tan gerechtfertigt sei. 

Zahlen und Statistik 

Flüchtlinge aus der Ukraine in Deutschland 
Nach einem Artikel der Welt vom 14.05.2022 hat 
das Bundesinnenministerium (BMI) gegenüber der 
Welt am Sonntag geäußert, dass von den seit dem 
24.02.2022 und bis zum 11.05.2022 insgesamt 
727.205 neu im Ausländerzentralregister (AZR) er-
fassten Flüchtlinge 714.998 ukrainische Staatsange-
hörige (98,3 % ) seien. Bei ungefähr 40 % der einge-
reisten Ukrainerinnen handelt es sich laut BMI um 
Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren. Circa 81 % 
der Erwachsenen seien Frauen und 7 % über 64 
Jahre alt. Viele dieser Flüchtlinge aus der Ukraine 
könnten aber nach Aussage des BMI in andere EU-
Staaten weitergereist oder in die Ukraine zurückge-
kehrt sein. Unter den im AZR erfassten Ukraine-
Flüchtlingen sind laut Innenressort ca. 282.000 Per-
sonen vollständig mit biometrischen Merkmalen re-
gistriert, von weiteren Personen die persönlichen 
Daten, jedoch noch keine biometrischen Merkmale 
(Fingerabdruck) erfasst worden. Wie aus einem Arti-
kel des Migazins vom 01.05.2022 hervorgeht, hat 
Bundesinnenministerin Nancy Faeser am 29.04.2022 
im RTL/ntv-„Frühstart“ angegeben, dass täglich ca. 
20.000 Flüchtlinge von Polen aus wieder zurück in 
die Ukraine kehren würden, darunter auch solche, 
die sich zuvor in Deutschland aufgehalten hätten.  
 
Schutzgewährung 2021 in den EU-Ländern  
Am 04.05.2022 hat die EU-Statistikbehörde Eurostat 
die Asylzahlen für das Jahr 2021 bekannt gegeben. 
Demnach ist 2021 267.360 Schutzsuchenden ein 
Schutzstatus in den EU-Staaten gewährt worden. 
Dies entspricht einem Rückgang von 5 % im Ver-
gleich zum Vorjahr (281.055 Schutzgewährungen). 
Im Jahr 2021 wurden insgesamt 630.600 Asylanträge 
gestellt. Dies entspricht einer Zunahme um 33.5% im 

Vergleich zum Vorjahr. In den EU-Mitgliedstaaten 
wurden 2021 523.200 erstinstanzliche Entscheidun-
gen über Asylanträge und 197.200 endgültige Ent-
scheidungen im Anschluss an einen Rechtsbehelf 
oder ein Prüfungsverfahren getroffen. Erstinstanzli-
che Entscheidungen führten dazu, dass 202.200 Per-
sonen einen Schutzstatus erhielten, weitere 65.100 
erhielten einen Schutzstatus in Berufungs- oder Prü-
fungsverfahren. Mit 69.140 Schutzgewährungen (26 
%) stand die Gruppe der syrischen Flüchtlinge an ers-
ter Stelle, gefolgt von Afghaninnen mit 53.605 
Schutzgewährungen (20 %). Deutschland stellte mit 
33 % die meisten positiven Bescheide aus, gefolgt 
von Frankreich (17 %), Italien (12 %), Spanien (8 %) 
sowie Österreich und Griechenland (beide 7 %). Zu-
dem sind in den Mitgliedstaaten 23.255 Asylanträge 
von unbegleiteten Kindern und Jugendlichen regis-
triert worden. Dabei wurde ein deutlicher Anstieg 
von 72 % verzeichnet. Dies sei vor allem darauf zu-
rückzuführen, dass eine Großzahl von Kindern und 
Jugendlichen alleine aus Afghanistan geflohen sind.  
 
Asylgeschäftsstatistik des BAMF für April 2022 
Am 06.05.2022 hat das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) die Asylzahlen für den April 
2022 bekannt gegeben. Insgesamt wurden 13.056 
Asylanträge gestellt, davon 11.359 Erstanträge und 
1.697 Folgeanträge. Im Vergleich zum Vormonat 
sank die Anzahl der Asylerstanträge um 19,6 %. Ins-
gesamt hat das BAMF im April über die Asylanträge 
von 16.434 Personen (Vormonat: 19.544; Vorjah-
resmonat: 16.959) entschieden. 
 
 
 

https://www.frnrw.de/top/erlass-des-milig-schleswig-holstein-passbeschaffung-afghanistan.html
https://www.welt.de/politik/deutschland/article238748069/Kriegsfluechtlinge-Mehr-als-700-000-Ukrainer-in-Deutschland-erfasst.html
https://www.migazin.de/2022/05/01/taeglich-rund395-ukraine-fluechtlinge-deutschland/
https://www.migazin.de/2022/05/01/taeglich-rund395-ukraine-fluechtlinge-deutschland/
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-eurostat-news/-/ddn-20220504-1
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2022/220506-asylgeschaeftsstatistik-april-2022.html
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2022/220506-asylgeschaeftsstatistik-april-2022.html
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Grafische Übersicht zu Asylentscheidungen in 
Deutschland von Januar bis April 2022 
Statista.de hat im Mai 2022 einen Grafik zu den Ent-
scheidungen über Asylanträge in Deutschland von 
Januar bis April 2022 veröffentlicht. Die Zahlen beru-
hen auf den Angaben des Bundesamts für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF). Im Jahr 2022 sind 25,9 % al-
ler Asylanträge in einer Sachentscheidung in 
Deutschland abgelehnt worden. Zudem wurden 27 % 
der Asylanträge durch eine formelle Entscheidung 
abgelehnt. Die Ablehnungsquote lag somit bei rund 
52,9 %. Die unbereinigte Gesamtschutzquote lag so-
mit im gleichen Zeitraum bei 47,1 %. 
 
Anstieg politisch motivierter Kriminalität im Jahr 
2021  
Das Bundesinnenministerium (BMI) hat in einer 
Pressemitteilung vom 10.05.2022 die bundesweiten 
Fallzahlen politisch motivierter Kriminalität im Jahr 
2021 vorgestellt. Die Zahl der Straftaten sei im ver-
gangenen Jahr um über 23 % auf 55.048 Delikte an-
gestiegen und befinde sich seit der Einführung der 
Statistik 2001 auf ihrem Höchststand. Auch die An-
zahl politisch motivierter Gewalttaten habe sich um 
16 % auf 3.889 Delikte erhöht. Aus dem vom BMI 
veröffentlichten Bericht (Stand: 10.05.2022) geht 
hervor, dass von insgesamt 55.048 erfassten Strafta-
ten im Jahr 2021 mit 21.964 (41 %), die meisten von 
Rechtsextremistinnen begangen worden seien. Aller-
dings sei die Anzahl im Vergleich zum Vorjahr um 
6,95 % gesunken. Die Zunahme an politisch motivier-
ten Straftaten folge aus Straftaten, die nicht den 

klassischen Bereichen der politisch rechts oder poli-
tisch links motivierten Kriminalität zugeordnet wer-
den könnten (z.B. in Zusammenhang mit der Covid 
19-Pandemie oder Wahlen). Diese seien 2021 mit ei-
nem Zuwachs von 147,44 % auf 21.339 aller erfass-
ten Fälle gestiegen (ca. 40 %). Im Bereich der Hass-
kriminalität sei die Anzahl der Straftaten um rund     
2 % auf 10.501 angestiegen. In diese Kategorie fallen 
u. a. auch ausländerfeindliche (4.735) antiziganisti-
sche (109), fremdenfeindliche (9.236) und rassistisch 
motivierte (2.782) Straftaten. Ein ähnliches Bild 
zeichnet sich für das Jahr 2021 auch für das Bundes-
land NRW ab. So ist laut einer Pressemitteilung der 
Opferberatung Rheinland und dem Verband BackUp 
vom 05.05.2022 die Zahl rassistischer, antisemiti-
scher und anderer menschenfeindlich motivierter 
(kurz: rechter) Gewalttaten im Jahr 2021 „besorgnis-
erregend“ angestiegen. Es sei eine Zunahme rechter 
Gewalttaten von 7,6 % im Vergleich zum Vorjahr zu 
verzeichnen. Wie auch 2020 sei Rassismus mit 62,4 
% aller registrierten Gewalttaten im Jahr 2021 das 
am häufigsten erfasste Tatmotiv, gefolgt von Angrif-
fen gegen politische Gegnerinnen (16 %), sozialdar-
winistisch motivierten Taten (8 %) und antisemitisch 
motivierten Angriffen (5,6 %). Körperverletzungsde-
likte würden mit 74,2 % der Angriffe den höchsten 
Anteil ausmachen. Die meisten dieser Taten seien in 
Köln (32), Düsseldorf (23), Dortmund (19) und Essen 
(14) registriert worden. Ausführliche Informationen 
sind dem Hintergrundpapier zum Monitoring der 
Gewalttaten zu entnehmen. 

 

Materialien

Fremdsprachige Gesundheitsinfos  
Das Landeszentrum Gesundheit NRW stellt auf sei-
ner Website Gesundheitsinformationen (letzte Ak-
tualisierung: 06.05.2022) auf verschiedenen Spra-
chen zur Verfügung, die den Zugang zum deutschen 
Gesundheitssystem erleichtern sollen und über Ge-
sundheitsförderung, Prävention, Gesundheitsversor-
gung sowie einzelne Erkrankungen informieren. Dies 
geschieht mit Hilfe von Printmedien, wie zum Bei-
spiel Flyern und Broschüren, aber auch über Bilder 
und Grafiken oder in kurzen Filmsequenzen.  
 
 

Europäische Maßnahmen zur Aufnahme von ukrai-
nischen Flüchtlingen 
Am 06.05.2022 hat der European Council on Refu-
gees and Exiles (ECRE) sein Informationspapier mit 
Maßnahmen, welche von den europäischen Ländern 
ergriffen wurden, um die Aufnahme von Flüchtlingen 
aus der Ukraine zu fördern, aktualisiert. 
 
Hilfsangebote für Eltern und Kinder aus der Ukraine  
Auf der Website gefluechtetenhilfe.de finden sich 
kostenlose Informationen zu Angeboten in Deutsch-
land für Flüchtlinge mit einem lebensbedrohlich er-
krankten Kind und für Kinder in Trauer oder trau-
ernde Eltern. Die Informationen werden auf 

https://de.statista.com/statistik/daten/studie/197906/umfrage/entscheidungen-ueber-asylantraege-in-deutschland/
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/pressemitteilungen/DE/2022/05/pmk2021.html
https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/DE/veroeffentlichungen/nachrichten/2022/pmk2021-factsheets.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.opferberatung-rheinland.de/fileadmin/user_upload/pdf/2022_05_04_Pressemitteilung_Monitoring_2021.pdf
https://www.opferberatung-rheinland.de/fileadmin/user_upload/pdf/2022_05_04_Hintergrundpapier_Monitoring.pdf
https://www.lzg.nrw.de/ges_foerd/migration_und_gesundheit/fremdspr_infos/index.html
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/Information-Sheet---Access-to-territory-asylum-procedures-and-reception-conditions-for-Ukrainian-nationals-in-European-countries_0506.pdf
https://www.gefluechtetenhilfe.de/
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Deutsch, Ukrainisch und Russisch zur Verfügung ge-
stellt.  
 
Regelungen für unbegleitete und begleitete Kinder 
und Jugendliche aus der Ukraine 
Das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) hat am 04.05.2022 eine aktua-
lisierte Version der Punktuation „Unbegleitet und 
begleitet nach Deutschland einreisende Kinder und 
Jugendliche aus der Ukraine in der Kinder- und Ju-
gendhilfe“ veröffentlicht. Darin werden alle relevan-
ten Regelungsbereiche in Bezug auf Leistungen und 
Pflichten der Kinder- und Jugendhilfe dargestellt,     
u. a. die Klärung des Sorgerechts, die Inobhutnahme 
und der Verbleib der Kinder und Jugendlichen sowie 
die Kostenerstattung. Das Deutsche Institut für Ju-
gendhilfe und Familienrecht e. V. (DIJuF) hat zudem 
weiterführende Informationen und Materialien zu 
Rechtsfragen im Zusammenhang mit aus der Ukraine 
geflüchteten Kindern und Jugendlichen sowie ihren 
Familien zusammengestellt.  
 
Tipps für Eltern zur Erziehung ihrer Kinder in Krisen-
situationen 
Ein Team von Erziehungsexpertinnen mit Sitz an der 
University of Oxford hat in Zusammenarbeit mit u. a. 
der WHO und UNICEF eine Sammlung von evidenz-
basierten Dokumenten entwickelt, die aus der Ukra-
ine geflüchtete Eltern und ihre Kinder dabei unter-
stützen soll, die aktuelle Krise zu bewältigen. Die Er-
ziehungstipps und Informationen zur Prävention von 
Kinderhandel und sexueller Gewalt bei Kindern ste-
hen auf Ukrainisch, Englisch und Deutsch zur Verfü-
gung. Zudem werden weitere Informationsangebote 
und Tipps auf der Website, in einem Google Drive 
Ordner und einem YouTube Kanal bereitgestellt. Au-
ßerdem wurde ein aktueller Newsletter des Projekts 
veröffentlicht. 
 
Beratungsleitfaden für Flüchtlinge mit einer Behin-
derung 
Die passage gGmbH Hamburg und der Caritasver-
band für die Diözese Osnabrück haben eine aktuali-
sierte Version des Leitfadens zur Beratung von Men-
schen mit einer Behinderung im Kontext von Migra-
tion und Flucht (Stand: März 2022) veröffentlicht. 
Durch den Beratungsleitfaden soll ein Einstieg in die 
Themen Aufenthalts- und Rehabilitationsrecht er-
leichtert und ein Überblick zu den sozialrechtlichen 
Leistungen für die verschiedenen Migrantinnengrup-
pen geben werden. 

SABA-Bildungsstipendium für Migrantinnen und 
Flüchtlinge zur Nachholung des Schulabschlusses  
Der Verein beramí e. V. bietet geflüchteten Frauen 
aus ganz Deutschland im Rahmend des SABA Bil-
dungsstipendium digital die Möglichkeit, ihren Schul-
abschluss auf dem zweiten Bildungsweg nachzuho-
len. Dabei sollen vor allem Mütter gefördert werden. 
Voraussetzung ist, dass Bewerberinnen zwischen 18 
und 35 Jahre alt sind und über Deutschkenntnisse 
auf mindestens dem B1 Niveau verfügen. Für das 
Schuljahr 2022/2023 können bis Mai 2022 noch Be-
werbungen eingereicht werden. Weitere Informatio-
nen zum Angebot, Voraussetzungen und Bewer-
bungsmöglichkeiten finden sich auf der Website wie 
auch in einem Flyer.  
 
SVR-Jahresgutachten „Systemrelevant: Migration 
als Stütze und Herausforderung für die Gesund-
heitsversorgung in Deutschland“ 
Der Sachverständigenrat für Migration und Integra-
tion (SVR) hat im Mai 2022 sein Jahresgutachten 
2022 veröffentlicht, in dem er feststellt, dass Fach-
kräfte mit Zuwanderungsgeschichte einen unver-
zichtbaren Beitrag zum deutschen Gesundheitssys-
tem leisten. Der SVR sehe Nachbesserungsbedarf bei 
der Anerkennung ausländischer Qualifikationen und 
der Nachqualifizierung. Dazu müssten Prozesse ver-
einfacht, zuständige Behörden besser vernetzt und 
der Zugang in Ausbildung mehr gefördert werden. 
Zudem fordert er auch, die Arbeitsbedingungen zu 
verbessern. Für eine chancengleiche und herkunfts-
unabhängige Gesundheitsversorgung müsse das Ge-
sundheitswesen diversitätssensibler gestaltet wer-
den. 
 
Qualifikationsadäquate Beschäftigung und Vermei-
dung von Prekarisierung für ukrainische Flüchtlinge  
Die IQ Fachstelle Einwanderung hat in einem Beitrag 
„Geflüchtet, um zu bleiben? Ein Plädoyer für qualifi-
kationsadäquate Beschäftigung und Vermeidung von 
Prekarisierung für ukrainische Geflüchtete - Teil 1“ 
(Stand: April 2022) eine Analyse der bisherigen Ten-
denzen der Arbeitsmarktintegration von Zugewan-
derten aus der Ukraine zur besseren Einordnung der 
aktuellen Migrationsdynamik in Folge des Ukraine-
Kriegs und zukünftiger Potenziale für den deutschen 
Arbeitsmarkt veröffentlicht. Im ersten Teil findet sich 
eine Darstellung des soziodemografischen Profils, 
der Arbeitsmarktbeteiligung und des Einkommensni-
veaus von ukrainischen Staatsangehörigen in 
Deutschland bis Mitte 2021. In Kürze sollen zudem in 

https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/220504-punktuation-bmfsfj-uma-und-begl-mj.pdf
https://dijuf.de/handlungsfelder/ukraine
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/UKR_Ukraine_parenting_A4_Colour_inhouse.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/ENG_Ukraine_parenting_A4_colour_inhouse.pdf
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/German_Ukraine_parenting_New_Tips.pdf
https://ukraineparenting.web.ox.ac.uk/eng
https://drive.google.com/drive/folders/1KxwD_hB3p5SZUBhNJMx0keBOZe2ey-7_
https://drive.google.com/drive/folders/1KxwD_hB3p5SZUBhNJMx0keBOZe2ey-7_
https://www.youtube.com/channel/UCKqJXXtiPpz4LsfI3rJCFsw
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/Ukraine_Parenting_newsletter_V1_icon.pdf
https://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/publikationen/Arbeitshilfen/220504_Beratungsleitfaden_Gag_Weiser_Neuaufl.pdf
https://www.berami.de/saba-bildungsstipendien/#:~:text=Das%20Stipendium%20erm%C3%B6glicht%20Frauen%20und,und%20auch%20f%C3%BCr%20die%20Kinderbetreuung.
https://www.berami.de/wp-content/uploads/2022/01/SABA.pdf
https://www.svr-migration.de/publikationen/jahresgutachten-2022/
https://www.svr-migration.de/publikationen/jahresgutachten-2022/
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/Ukraine/FE_Gekommen_um_zu_bleiben._Ukrainische_Gefluechtete_Teil_1_22-03-31.pdf
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einem zweiten Teil Arbeitsmarktdaten nach Berufen 
und Abschlüssen in der Ukraine vor Ausbruch des 
Krieges analysiert werden. 
 
Broschüre mit Perspektiven geflüchteter queerer 
Mädchen und Frauen  
Die Organisationen Projekte Q_munity (Fachstelle 
Queere Jugend NRW) und IM*A – Intersektionale 
Mädchenarbeit (ehem. Mädchen* nach Flucht, 
LAGM*A NRW) haben im Mai 2022 gemeinsam eine 
Broschüre (Stand: 2022) in deutscher und englischer 
Sprache mit Artikeln, Berichten, Forderungen und 

Perspektiven zu den Lebenssituationen und Bedar-
fen queerer Mädchen und Frauen mit Flucht- und 
Migrationsgeschichte veröffentlicht.  
 
Podcast-Reihe von Pro Asyl zu Themen und Heraus-
forderungen in der Flüchtlingsarbeit 
Pro Asyl hat eine Podcast-Reihe „Vom Fliehen zum 
Ankommen“ gestartet, in der sich mit Themen und 
Herausforderungen in der Arbeit zu Flucht und Mig-
ration befasst wird. In Gesprächen mit Expertinnen 
und Betroffenen werden aktuelle Entwicklungen 
zum Beispiel zur Situation in Afghanistan oder zum 
Thema Bleiberecht diskutiert.

 

Termine 

Hybrid-Vortrag, 01.06.2022: Forum Politik-Kultur-Bildung & Forum Postmigrantische Perspektiven: "Solidari-
tät im Kontext von Flucht und Migration", ab 17:00 Uhr. Weitere Informationen und Zugangsdaten hier. 
 
Online-Seminar, 03.06.2022: Bundesfachverband Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge e.V. und Terre des 
Hommes: "Alterseinschätzung – rechtlicher Rahmen, Herausforderungen und Kooperationen", 11:00 – 13:00 
Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier.  
 
Online-Kurzschulung, 08.06.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Inhaltliche Argumentation gegen Vorurteile über 
Flüchtlinge", 17:00 – 18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Migrationspolitischer Abend, 08.06.2022: Flüchtlingshilfe Velbert und Projekt Deutsch Lernen e.V.: "Sind Uk-
rainer Geflüchtete erster Klasse? Gerechte Ungerechtigkeit? … oder … Wie rassistisch ist das deutsche Rechts-
system?", 18:00 Uhr in Velbert. Weitere Informationen hier. 
 
Mitgliederversammlung, 09.06.2022: Flüchtlingsrat NRW: 13:30 – 18:00 Uhr in Bochum. Informationen zur 
Tagesordnung hier. 
 
Online-Fortbildung, 10.06.2022: Die Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: "Begleitung 
von Frauen mit Fluchthintergrund - Einblicke in die Traumatheorie und Handlungsmöglichkeiten", 10:00 – 
17:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Helferinnenseminar, 10.06.2022 – 12.06.2022: Friedrich-Ebert-Stiftung e.V.: "Kompetenztraining: Zielgerichtet 
argumentieren – öffentliches Vertreten der Anliegen von Geflüchteten", Freitag von 17:00 Uhr bis Sonntag um 
15:00 Uhr in Bonn. Zum Programm und zum Anmeldeformular. 
 
Workshop, 14.06.2022: Psychosoziales Zentrum für Flüchtlinge Düsseldorf (PSZ) und Informations- und Doku-
mentationszentrum für Antirassismusarbeit (IDA NRW): "Ein Austauschraum zur rassismuskritischen Reflexion 
von ehrenamtlicher Begleitung und Unterstützung im Kontext Flucht", 15:00 – 18:30 Uhr in Düsseldorf. Anmel-
dung unter schajan@psz-duesseldorf.de. 
 
Online-Austausch, 14.06.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Angebote für geflüchtete Frauen konzipieren", 17:00 – 
18:30 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 

https://www.queere-jugend-nrw.de/
https://maedchenarbeit-nrw.de/
https://maedchenarbeit-nrw.de/
https://maedchenarbeit-nrw.de/wp-content/uploads/2022/05/Jetzt-Sprechen-Wir_Broschu%CC%88re_Deutsch_safe.pdf
https://maedchenarbeit-nrw.de/wp-content/uploads/2022/05/Now-We-Speak_Brochure_English_safe.pdf
https://www.proasyl.de/podcast/#1652879192247-52ab8b52-eb19
https://www.migrationsfachdienst-awo-mittelrhein.de/media/forum_2022_kontexte_imperialer_lebensweisen.pdf
https://b-umf.de/veranstaltungen/alterseinschaetzung/
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/26012022-online-kurzschulung-inhaltliche-argumentation-gegen-vorurteile-ueber-fluechtlinge.html
https://www.facebook.com/fluechtlingshilfe.velbert/photos/a.554215651397257/2315070691978402
https://www.frnrw.de/fileadmin/frnrw/media/downloads/In_eigener_Sache/Einladung_Mitgliederversammlung/Einladung_Mitgliederversammlung_09.06.2022.pdf
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/172
https://www.fes.de/public/FES/Newsletter-Bilder_Landesbuero_NRW/02_Bilder_Newsletter/Seminare_Damian/Programm_1138_0601_final.pdf
https://www.fes.de/public/FES/Newsletter-Bilder_Landesbuero_NRW/02_Bilder_Newsletter/Seminare_Damian/Anmeldebogen_11380601.pdf
mailto:schajan@psz-duesseldorf.de
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/25042022-online-austausch-angebote-fuer-gefluechtete-frauen-konzipieren.html
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Hybrid-Vortrag, 15.06.2022: Forum Politik-Kultur-Bildung & Forum Postmigrantische Perspektiven: "Migran-
tischer Feminismus in der Frauenbewegung in Deutschland", ab 17:00 Uhr. Weitere Informationen und Zu-
gangsdaten hier. 
 
Online-Seminar, 17.06.2022: Bundesfachverband Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge e.V. und Terre des 
Hommes: "Kinder und Jugendliche aus der Ukraine", 11:00 – 13:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmel-
dung hier.  
 
Abschlusstagung, 20.06.2022: LWL-Koordinationsstelle Sucht: "Flucht-bewegt-Suchthilfe", 10:00 – 16:30 Uhr 
in Münster. Zum Programm und zum Anmeldeformular. 
 
Fachveranstaltung, 20.06.2022: Universität Siegen in Kooperation mit dem Zentrum für Planung und Evalua-
tion Sozialer Dienste der Universität Siegen (ZPE): "Fluchtursachen und Flüchtlingsschutz", 13:00 – 17:30 Uhr. 
Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Transfer- und Abschlusstagung, 20.06.2022 – 21.06.2022: Verbundprojekt der Universität zu Köln und der 
Leuphana Universität Lüneburg: "Bildungsteilhabe Geflüchteter im Kontext digitalisierter Bildungsarrange-
ments", Montag von 13:00 Uhr bis Dienstag um 12:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier.  
 
Online-Austausch, 21.06.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Abschiebungen", 17:00 – 18:30 Uhr. Weitere Informati-
onen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Workshop, 21.06.2022: Integrationsagentur AWO Unterbezirk Dortmund: "Fluchtursache Klimawandel!? Ein-
blicke in den Zusammenhang zwischen Umweltveränderungen und menschlicher Mobilität", 17:30 – 19:30 
Uhr in Dortmund. Anmeldung unter praktikumia@awo-dortmund.de. 
 
Online-Austausch, 22.06.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Ehrenamtliche Lernförderung für geflüchtete Schülerin-
nen", 17:30 – 19:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Hybrid-Vortrag, 22.06.2022: Forum Politik-Kultur-Bildung & Forum Postmigrantische Perspektiven: "Kuratie-
ren jenseits der kolonialen Matrix der Macht? Die documenta und ihre kuratorischen Modelle", ab 17:00 Uhr. 
Weitere Informationen und Zugangsdaten hier. 
 
Workshop, 23.06.2022: Die Akademie der autonomen Frauenberatungsstellen NRW e.V.: "Geflüchtete 
Frauen* und Migrantinnen* zwischen Ausgrenzung und Anerkennung - Unterstützung und Stärkung geflüch-
teter Frauen* und Migrantinnen*", 10:00 – 17:00 Uhr in Essen. Weitere Informationen und Anmeldung hier. 
 
Online-Seminar, 24.06.2022: Bundesfachverband Unbegleitete Minderjährige Flüchtlinge e.V. und Terre des 
Hommes: "Familiennachzug zu unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen und subsidiär Schutzberechtigten 
in Deutschland – Aktuelle Entwicklungen und politische Chancen während der 20. Legislaturperiode", 11:00 – 
13:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung hier.  
 
Online-AG, 29.06.2022: Flüchtlingsrat NRW: "Kommunale Unterbringung humaner gestalten – Kommunen in 
die Pflicht nehmen", 17:00 – 19:00 Uhr. Weitere Informationen und Anmeldung auf Flüchtlingsrat NRW. 
 
Hybrid-Vortrag, 29.06.2022: Forum Politik-Kultur-Bildung & Forum Postmigrantische Perspektiven: "Inclusive 
Citizenship Education und imperiale Lebensweise", ab 17:00 Uhr. Weitere Informationen und Zugangsdaten 
hier. 

https://www.migrationsfachdienst-awo-mittelrhein.de/media/forum_2022_kontexte_imperialer_lebensweisen.pdf
https://b-umf.de/veranstaltungen/kinder-und-jugendliche-aus-der-ukraine/
https://www.lwl-fred.de/de/abschlusstagung-flucht-und-sucht/
https://www.form.lwl.org/de/form50/lwl-ks-anmeldung-flucht-bewegt-suchthilfe/
https://zpe.uni-siegen.de/de/event/fachveranstaltung-fluchtursachen-und-fluechtlingsschutz/
https://www.hf.uni-koeln.de/42009
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/21062022-online-austausch-abschiebungen.html
mailto:praktikumia@awo-dortmund.de
https://www.frnrw.de/ehrenamt-initiativen/aktuelle-veranstaltungen-und-schulungen/26012021-online-austausch-ehrenamtliche-lernfoerderung-fuer-gefluechtete-schuelerinnen.html
https://www.migrationsfachdienst-awo-mittelrhein.de/media/forum_2022_kontexte_imperialer_lebensweisen.pdf
https://www.frauenberatungsstellen-nrw.de/node/135
https://b-umf.de/veranstaltungen/familiennachzug/
https://www.frnrw.de/top/online-veranstaltungen-des-fluechtlingsrats-nrw-im-juni-2022.html
https://www.migrationsfachdienst-awo-mittelrhein.de/media/forum_2022_kontexte_imperialer_lebensweisen.pdf

